
Berliner Politik aus Sicht Ihres Wahlkreisabgeordneten in Karlsruhe-Land 

„Der Lockdown 
war anfangs ange-
messen, aber jetzt 
muss er schnell ge-
lockert werden. 
Wir brauchen wie-
der ein normales 
Leben wie die Luft 
zum Atmen. Chö-
re müssen wieder 
singen, Fußballer 
auf den Platz, Kin-
dergärten und 
Gaststätten öff-
nen.“  
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In dieser Ausgabe:

Die Bürger erwarten 
klare Beschlüsse und 
Perspektiven für  den 
Weg aus der derzeiti-
gen Krise zurück zu 
einem normalen Leben 
o h n e  C o r o n a -
b e gr ünd et e  Fr e i -
heitseinschränkungen. 
Uns als Abgeordneten 
kommt in dieser Situa-
tion des Abwägens zwi-
schen Eigenverantwor-
tung und Freiheit ge-
genüber Fremdverant-
wortung und staatli-
chem Zwang in Bund, 
Ländern und Gemein-
den eine hohe Verant-
wortung zu. Wir brau-
chen daher offene und 
ehrliche parlamentari-
sche Debatten sowohl 
über die Akzeptanz und 
die Wirksamkeit ergrif-
fener Maßnahmen. Die-
se Woche haben wir 
einige Gesetze auf den 
Weg gebracht:   

Mit dem Gesetz zur Ab-
milderung der Folgen 
d e r  C O V I D - 1 9 -
Pandemie im Veran-
staltungsvertragsrecht 
werden Veranstalter 
von Freizeitveranstal-
tungen dazu berechtigt, 
den Inhabern von Ein-
trittskarten anstelle 
der Erstattung des Ein-
trittspreises einen Gut-
schein zu übergeben. 
Dies gilt ebenfalls für 
Freizeiteinrichtungen, 
die aufgrund der CO-

VID-19-Pandemie zeit-
weise schließen muss-
ten. Der Inhaber des 
Gutscheins kann jedoch 
die Auszahlung des 
Gutscheinwertes ver-
langen, wenn die An-
nahme des Gutscheins 
aufgrund persönlicher 
Lebensverhältnisse un-
zumutbar ist oder wenn 
der Gutschein bis zum 
31. Dezember 2021 
nicht eingelöst wird. 

Wir haben darüber hin-
aus eine zeitlich be-
grenzte Anpassung der 
Elterngeldes während 
der Corona-Krise be-
schlossen. Ziel ist eine 
verlässliche Unterstüt-
zung der betroffenen 
Familien. Eltern, die in 
systemrelevanten Beru-
fen arbeiten, sollen ihre 
Elterngeldmonate auch 
über den 14. Lebensmo-
nat des Kindes hinaus 
verschieben können. 
Zudem verlieren Eltern 
ihren Partnerschaftsbo-
nus nicht, wenn sie auf-
grund der Corona-Krise 
aktuell mehr oder weni-
ger arbeiten als ge-
plant. Der notwendige 
gemeinsame Arbeitsum-
fang wird dazu tempo-
rär ausgesetzt. Zeiten 
mit einem krisenbe-
dingten verringerten 
Einkommen beispiels-
weise aufgrund von 
Kurzarbeit oder Ar-
beitslosigkeit sollen das 

Elterngeld nicht reduzie-
ren und haben bei einem 
weiteren Kind keinen 
negativen Einfluss auf 
die Höhe des Elterngel-
des. 

Pandemiebedingt haben 
wir auch das Wissen-
schaftszeitvertragsgesetz 
und das Bundesausbil-
dungsförderungsgesetz 
(BAföG) geändert. Es 
wird eine Verlängerung 
der maximalen Ober-
grenze für befristete Ar-
beitsverträge in der Wis-
senschaft um 6 Monate 
vorgenommen, mit einer 
Verlängerungsoption für 
weitere 6 Monate. Damit 
soll vermieden werden, 
dass die maximale Gren-
ze bei befristeten Verträ-
gen erreicht wird, obwohl 
aufgrund pandemiebe-
dingter Einschränkun-
gen keine wissenschaftli-
che Qualifikation statt-
finden kann. Studenten 
und BAföG-Empfänger 
sollen keine Nachteile 
erfahren, wenn sie ihre 
Ausbildung nicht fortset-
zen können und bei der 
Bewältigung der Pande-
mie in systemrelevanten 
Bereichen helfen. Diese 
zusätzlichen Einkünfte  
werden nicht auf das BA-
föG angerechnet. Beide 
Gesetzesänderungen sol-
len rückwirkend zum 1. 
März 2020 in Kraft tre-
ten. 

CORONA 

Freitag, 8. Mai 2020 
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spüren und daran zu hindern, 
ihre todbringende Fracht nach 
Libyen zu liefern.  

Wenn es auch aufgrund inter-
nationaler Einschrän-
kungen nicht in jedem 
Fall möglich sein wird, 
Schiffe und Flugzeuge 
endgültig zu stoppen, 
entsteht durch 
die Mission 

IRINI ein umfassen-
des Lagebild und da-
mit Transparenz und 
politischer Rechtferti-
gungsdruck für die 
Nationen, die zwar 
das Schlussdokument der Ber-
liner Libyen-Konferenz unter-
zeichnet haben, sich aber heute 
nicht mehr daran halten.  

Mit der Zustimmung des 
Bundestages zur neuen EU-
Mittelmeeroperation ENA-
VFOR-MED IRINI am Don-
nerstag wird die Bundeswehr 
sich aktiv an der 
Ü b e r w a c h u n g 
des Waffenem-
bargos gegen Li-
byen beteiligen.  

Die Europäische 
Union übernimmt diese wich-
tige Aufgabe auf Basis einer 
gültigen UN-Resolution und 
leistet damit einen Beitrag 
zur Umsetzung des ebenfalls 
vom UN-Sicherheitsrat indos-
sierten Ergebnisses der Berli-
ner Libyen-Konferenz im Ja-
nuar dieses Jahres. Ziel ist 
es, Embargobrecher aufzu-

Obwohl sich der Einsatz auf 
das Seegebiet konzentriert, 
werden durch satellitenge-
stützte Aufklärung jedoch 
auch Luftbewegungen und 
Waffenlieferungen über Land 
verfolgt. Hierdurch wird si-
chergestellt, dass nicht nur 
Waffenlieferungen an die Re-

gierung in Tripolis 
g e b r a n d m a r k t 
werden, sondern 
auch solche an die 
Aufständischen, 
die überwiegend 
aus der Luft und 
über Land mit 
Waffen versorgt 

werden. Deshalb ist das Man-
dat sinnvoll und ein wichtiger 
Baustein für eine Friedenslö-
sung in Libyen.  

Bundeswehr im Mittelmeer  

Teilweise Aufhebung des Sportverbotes 

gen Bundesländer sollten jedoch 
alsbald weitere Lockerungen bei 
F i t n e s s s t u d i o s ,  I n n e n -
Sportarten, Mannschaftssport-
arten und Schwimmbädern so-
wie beim Wettkampfbetrieb ein-
leiten. 

Nach Vorgabe der Landessport-
minister werden in der ersten 
Phase zunächst Angebote im 
Freizeit- und Breitensport unter 
freiem Himmel wieder ermög-
licht. Dabei sind bestimmte Si-
cherheits- und Hygienevorschrif-
ten einzuhalten. Angesichts der 
mitt lerweile  entspannten 
Corona-Bedrohungslage in 
Deutschland sind die Lockerun-
gen im Sport- und Freizeitbe-
reich überfällig um allmählich 
zur Normalität zurückzukehren. 
Denn Sport und Bewegung stär-
ken die Gesundheit und Ab-
wehrkräfte der Menschen, för-
dern den sozialen Austausch 

Bei der Telefonschaltkonfe-
renz der Bundeskanzlerin 
mit den Regierungschefs der 
Länder wurde beschlossen, 
dass der Trainingsbetrieb im 
Breiten- und Freizeitsport 
unter freiem Himmel und 
unter Einhaltung von Hygie-
nevorschriften wieder er-
laubt ist. Ferner soll die Fuß-
ball-Bundesliga mit so ge-
nannten „Geisterspielen“ 
bald wieder starten.  

Die Beschlüsse sind erste 
Schritte für die Wiederauf-
nahme des Sportbetriebes in 
Deutschland. Die vorsichtige 
Öffnung dürfte dennoch 
Sporttreibende und Zuschau-
er wie auch Vereine und Eh-
renamtliche gleichermaßen 
freuen und den erheblichen 
Druck der Bevölkerung auf 
die Rückkehr ins Normalle-
ben abmildern. Die zuständi-

und fördern damit unser aller 
Wohlbefinden.  

Auch mit Blick auf den Unter-
haltungswert von sportlichen 
Darbietungen ist es zudem er-
freulich, dass zumindest so ge-
nannte ‚Geisterspiele‘ der Fuß-
ball-Bundesliga wieder starten 
können, wenn das medizinische 
Konzept der Deutschen Fußball 
Liga (DFL) konsequent einge-
halten wird.  

Die bislang geltenden Ein-
schränkungen führen bei vielen 
Mannschafts- und Individual-
sportarten zu massiven Verlus-
ten bis hin zu existentiellen 
Problemen bei Vereinen. Neben 
der Prüfung schneller finanziel-
ler Hilfen sind zügige Schritte 
in Richtung einer Öffnung 
wichtige Signale für den Brei-
ten- und Spitzensport und die 
damit verbundenen Bürger.  
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Stärkung des kommunalen Ehrenamtes 

das Gesetz als wirksames In-
strument zur Bekämpfung von 
Hasskriminalität, strafbaren 
Falschnachrichten und ande-
ren strafbaren Inhalten in so-
zialen Netzwerken entpuppt. 
Es ermöglicht einen Ausgleich 
zwischen dem Schutz der Nut-
zer vor rechtswidrigen Inhal-
ten und der Freiheit jedes ein-
zelnen, seine Meinung öffent-
lich zu äußern. Sorgen, dass es 
hier zu flächigem Overblocking 
kommen könnte, haben sich 
bislang nach unserer Kenntnis 
nicht bestätigt. Das Netzwerk-
durchsetzungsgesetz mit sei-
nen Meldepflichten für soziale 
Netzwerke ist deshalb eine Er-
folgsgeschichte. 

Wir begrüßen, dass die Verlän-
gerung der Ausnahmeregelun-
gen mit der Vereinbarung ver-
bunden ist, eine Arbeitsgruppe 
einzusetzen, die in der jetzt ge-
wonnenen Zeit eine dauerhaft 

tragfähige Lösung erarbei-
ten soll. Leider ist dies auch 
aufgrund der Arbeitsbelas-
tung aus anderen sozial-
rechtlichen Vorhaben bis-
lang nicht möglich gewesen. 
Erste interessante Überle-
gungen für eine dauerhaft 
tragfähige Lösung liegen 
auf dem Tisch. Wir sind zu-
versichtlich, dass wir nun-
mehr für die Kommunen 

und die ehrenamtlichen Amts- 
und Mandatsträger vor Ort eine 
gute Lösung finden werden. 

Nach geltendem Recht kann 
derjenige, der vor Erreichen der 
Regelaltersgrenze Rente be-
zieht, nur begrenzt hinzuverdie-
nen, ohne dass Abzüge bei der 
Altersversorgung vorgenommen 
werden. Dies betrifft auch kom-

munale Ehrenbeamte und 
kommunale Mandatsträger, 
deren Aufwandsentschädigung 
beim Überschreiten der Hinzu-
verdienstgrenze nur aufgrund 
einer Übergangsregelung bis-
lang nicht auf Rentenzahlun-
gen angerechnet wird. Nach 
Ablauf der ursprünglichen 
Übergangszeit im September 
2020 wäre der steuer- und so-
zialabgabenpflichtige Entgel-
tanteil an einer Aufwandsent-
schädigung – wie jedes andere 
Arbeitsentgelt auch – als Hin-
zuverdienst bei vorgezogenen 
Altersrenten zu berücksichti-
gen. Dies hätte dann dazu ge-
führt, dass Aufwandsentschä-
digungen eine Rentenkürzung 
bewirken, sobald sie den Frei-
betrag übersteigen. Damit 
würde manches kommunale 
Ehrenamt für Frührentner un-
attraktiv und es würde auf 
kommunaler Ebene immer 
schwieriger, Ämter zu beset-
zen. 

Der Ausschuss für Arbeit und 
Soziales des Deutschen Bun-
destages hat diese Woche die 
Verlängerung von Ausnah-
meregelungen im SGB VI um 
zwei Jahre beschlossen, mit 
denen Aufwands-
entschädigungen 
aus kommuna-
lem Ehrenamt 
bei vorzeitigem 
R e n t e n b e z u g 
nicht zu einer 
Rentenkürzung 
führen. Das ist 
zwar nicht die 
von uns ange-
strebte dauer-
haft tragfähige Lösung. Es ist 
aber dennoch ein wichtiges 
Signal an die ehrenamtlichen 
Amts- und Mandatsträger in 
den Kommunen, dass wir ih-
re Arbeit im Besonderen 
wertschätzen und das kom-
munale Ehrenamt nicht 
durch das Rentenrecht unat-
traktiv machen. 

Der Grundgedanke des Netz-
werkdurchsetzungsgesetzes 
bleibt: Facebook, Twitter und 
Co. sind weiterhin für die Lö-
schung rechtswidriger Inhalte 
auf ihren Plattformen verant-

wortlich. Im Ver-
fahren werden wir 
uns einige Punkte 
natürlich noch ge-
nauer ansehen, so 
etwa den, ob die 

derzeitigen Löschfristen für die 
Netzwerke praxisgerecht, an 
manchen Stellen zu lang, an an-
deren zu kurz bemessen sind. 

Trotz anfänglicher Bedenken 
bei der Schaffung des Netzwerk-
durchsetzungsgesetzes hat sich 

Der Schutz der Nutzer von 
Facebook, Twitter und Co. 
vor rechtswidrigen Inhalten 
soll weiter verbessert werden 
muss. Dieses Ziel setzen wir 
nun mit dem Gesetz zur Än-
derung des Netzwerk-
durchsetzungsgesetzes 
um. Dazu gehören ein 
gut erreichbares und 
handhabbares Melde-
system ohne kompli-
zierten ‚Klickweg‘, ein gere-
geltes Verfahren zur Wieder-
einstellung zu Unrecht ge-
löschter oder gesperrter In-
halte und die effiziente 
Durchsetzung von Auskunfts-
ansprüchen gegenüber den 
Plattformbetreibern.  

Netzwerkdurchsetzungsgesetz 
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«Norbert Blüm hat gezeigt, dass Politik 
nicht den Charakter verdirbt, sondern ein 
guter Charakter Politik besser und mensch-
licher machen kann.» 

(Ministerpräsident Armin Laschet (CDU) in seiner Ansprache im Trau-
ergottesdienst für den früheren CDU-Arbeits- und Sozialminister  
Norbert Blüm am Dienstag in Bonn.) 
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Stark - Kompetent - Bürgernah 

Derzeit kann wissenschaftlich 
noch nicht zweifelsfrei nachge-
wiesen werden, ob durch vor-
handene Antikörper (etwa we-
gen einer überstandenen Infek-
tion) eine ausreichende Immu-
nität vorhanden ist. Auch eine 
fehlende Ansteckungsfähigkeit 
aufgrund eines ausreichenden 
Impfschutzes kann 
derzeit nicht sicher-
gestellt werden, da 
kein Impfstoff zur 
Verfügung steht. 

Der Gesetzentwurf 
sah außerdem eine 
Konkretisierung der 
bereits heute beste-
henden Impfdoku-
mentation (§ 22 Infektions-
schutzgesetz) und eine Erwei-
terung dieser Dokumentation 
auf den Immunitätsstatus vor. 

Da es derzeit noch offene Fra-
gen bzgl. einer wissenschaftlich 
zweifelsfreien Feststellung der 
Immunität gibt, wurde noch 
vor dem Beschluss der Frakti-
onsgremien die Streichung der 
entsprechenden Regelungen 
aus dem Gesetzentwurf vorge-
nommen. 

Dennoch bleibt es die Aufgabe 
der Politik, die Verhältnismä-
ßigkeit von behördlichen Maß-
nahmen in den Blick zu neh-
men, die Grundrechte ein-
schränken und die Frage der 
Verhältnismäßigkeit aufwerfen 
– insbesondere, wenn in mög-
licherweise absehbarer Zeit die 
Immunität durch einen wissen-

Die Bundesregierung hat am 
Mittwoch vergangener Woche 
unter Leitung von Bundes-
kanzlerin Angela Merkel den 
von Bundesgesundheitsmi-
nister Jens Spahn vorgeleg-
ten ‚Entwurf eines Zweiten 
Gesetzes zum Schutz der Be-
völkerung bei einer epidemi-
schen Lage von nationaler 
Tragweite‘ beschlossen. Seit-
dem erreichen meine Kolle-
gen und mich eine Flut von 
Briefen und E-Mails, in de-
nen Bürger gegen die Verab-
schiedung dieses Gesetzes 
protestieren, unter Verweis 
auf im Gesetzesentwurf ent-
haltene Regelungen für einen 
Immunitätsnachweise. 

Der Gesetzesentwurf der 
Bundesregierung sah vor, 
dass bei der Anordnung und 
Durchführung behördlich an-
geordneter Schutzmaßnah-
men in angemessener Weise 
zu berücksichtigen sei, ob 
und inwieweit eine Person, 
die ihre Immunität wissen-
schaftlich nachweisen kann, 
von den Maßnahmen ganz 
oder teilweise ausgenommen 
werden kann. Wichtig in die-
sem Zusammenhang wäre 
eine zweifelsfreie Feststel-
lung einer Immunität, die 
ausschließt, dass eine Infekti-
onskrankheit von der be-
troffenen Person übertragba-
ren werden kann. Der 
Schutzzweck der behördlich 
angeordneten Maßnahme 
sollte dadurch nicht gefähr-
det werden. 

schaftlich zweifelsfreien Anti-
körpertest oder eine durchge-
führte Impfung festgestellt wer-
den kann. 

Wie man eine solche Immunität 
dann angemessen dokumen-
tiert, wird ebenfalls zu diskutie-
ren sein. Das betrifft auch 
Krankheiten, für die es bereits 

einen ausreichenden 
Impfschutz bzw. zwei-
felsfreie Test zum 
Nachweis der Immu-
nität gibt (etwa Ma-
sern).  

Dem Gesetzestext 
nach wäre es bei die-
sen Änderungen nicht 

um die Einführung einer Impf-
pflicht gegangen, sondern um 
eine nachvollziehbare und ein-
heitliche Dokumentation und 
darauf basierend die Prüfung 
der Verhältnismäßigkeit von 
behördlichen Maßnahmen. Al-
lerdings wäre eine entsprechen-
de Wirkung zu erwarten. gewe-
sen.  

Noch fehlt eine eingehende ge-
sellschaftliche Debatte über 
Notwendigkeit und Umfang 
sinnvoller und mit unserer frei-
heitlich-demokratischen Grund-
ordnung zu vereinbarenden  
Schutzmaßnahmen insbesonde-
re auch von Menschen in Risi-
kogruppen. Deshalb ist es zu 
begrüßen, dass die Bundesre-
gierung im Angesicht des mas-
siven öffentlichen Protestes 
jetzt den Deutschen Ethikrat 
um eine Stellungnahme gebeten 
hat.  

Entwurf eines 2. Infektionsschutzgesetzes 


